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Classepolitique
Joel Meier, Ober-Wummerer, ist
betrübt. Der OK-Präsident der
Street Parade, die ohne Corona
am Samstag stattgefunden
hätte, erklärte im Interviewmit
Blick-TV: «Es ist ganz bitter, dass
wir jetzt nicht am See Zürich
bunt machen und Freude ver-
breiten können.» Meier schloss
nicht aus, dass auch nächstes
Jahr die Street Parade ausfallen
könnte. Bei einigen Spassbrem-
sen hat er wenigstens damit
etwas Freude verbreitet.

Jacqueline Fehr, Gipfelstürme-
rin, hat sich verrechnet. Stolz
verkündete die Zürcher Regie-
rungsrätin auf Twitter, sie habe
im Bergsommer 190 Kilometer
zu Fuss zurückgelegt. Dabei sei
es 1400 Höhenmeter «oppsi»

und rund 15000 Höhenmeter
«appsi» gegangen. Wir rechnen
nach und stellen fest, dass Fehr
am Ende rund 13600Meter an
Höhe verloren hat. Entweder ist
die Sozialdemokratin nun ganz
unten, oder aber «das eine oder
andere Bier» hat sie nicht nur
ihre müden Beine vergessen
lassen, wie sie selber schreibt,
sondern auch ihre mathemati-
schen Fähigkeiten getrübt.

In 138 Tagen istWeihnachten.Wenn Sie
diese Information für unerheblich erach-
ten, kann ich das gut verstehen. Auch ich
schüttelte erst den vor Hitze glühenden

Kopf, als ich letzteWoche Postmit dem
Betreff «NeueWeihnachts-Titel» erhielt und
von der Presseabteilung eines Verlags zum
gedanklichen Tannenbaumschmücken ein-

geladenwurde. Doch als die Kerzen vor dem
inneren Auge einmal brannten, gingmir
auch imOberstübchen ein Licht auf:Wir
müssen dringend beginnen, ein Schutz-
konzept für die Feiertage zu erarbeiten! Ob
138 Tage noch reichen, um alles zu organisie-
ren, ist fraglich. Einige Dinge konnte ich
dank behördlichen Auskünften zwar schon
klären, aber viele Punkte bleiben offen.
Dürfenwir Fondue chinoise essen?Der

Bundesrat ist in dieser Frage gespalten.
Gesundheitlich gesehen bestehe beim chine-
sischen Rührgericht kein höheres Risiko als
bei der einheimischen Käsepfanne, sagt die
Mehrheit. Ignazio Cassis meint aber, es sei
wichtig, SchweizerWerte gegenüber China
zu stärken, und empfiehlt daher, dieses Jahr
ein alternativesMenu zu konzipieren.
Wird es Sonntagsverkäufe geben? Ja.

Doch umdas vorweihnachtliche Gedränge in
den Innenstädten besser staffeln zu können,
will der Gewerbeverband bereits am
30. Augustmit dem Sonntagsverkauf begin-

nen. Sein Antrag wird nach den Sommer-
ferien geprüft.
Darf der Samichlaus einreisen? Ja. Mit

siebzig laborbestätigten Infektions- und
bisher null Todesfällen ist die Lage in Lapp-
land so stabil, dass die Einreise problemlos
möglich sein sollte. Holt man sich einen
Chlaus in dieWohnung, ist aber selbstver-
ständlich darauf zu achten, dass erMund
und Bartmit einer Schutzmaske bedeckt.
Wie sieht die Situation beim Christkind

aus?Da nicht genau geklärt ist, woher das
Christkind kommt, wird es sich frühzeitig
auf denWegmachen und vor der Bescherung
eine zweiwöchige Quarantäne absolvieren
müssen.
Kannman Geschenke von denHeiligen

Drei Königen annehmen?Wennman sich
nicht per Handschlag bei ihnen bedankt: Ja.
Werdenwir im Familienkreis singen

müssen?Nein. Epidemiologen raten, im
Einklangmit Akustikexperten, eindringlich
ab vom Selbersingen. Halleluja!

ClaudiaMäder

DasChristkindmuss inQuarantäne

Showdown
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LehrenausCorona:
Parteien fordern
nationalenKrisenstab

Samuel Tanner

Der Schweizer Profisport ist in
seinem Kern bedroht, weil das
Coronavirus alles verbietet, was
ihn ausmacht: Gemeinschaft, Nä-
he, emotionale Ausbrüche. Seit
Monaten sind nur noch wenige
hundert Zuschauer zu den gros-
sen Sportanlässen zugelassen.
Und Pascal Strupler, der Direktor
des Bundesamts für Gesundheit,
zeigte sich zuletzt alles andere als
optimistisch für die nahe Zu-
kunft: «Ich kann mir keine halb-
vollen Stadien vorstellen.»
AmMittwochwill der Bundes-

rat darüber entscheiden, ob er das
Veranstaltungsverbot fürmehr als
1000 Personen weiterhin auf-
rechterhält. Heinrich Schifferle,
der Präsident der Schweizer Fuss-
ballliga, warnte bereits, wenn es
soweitergehewiebisher, stünden
Profiklubs vor dem Konkurs.
Denis Vaucher, der Direktor der
Schweizer Eishockeyliga, sagt:
«Wir wollen unter Einhaltung
eines Schutzkonzepts wieder
deutlichmehr als 1000Zuschauer
in die Stadien lassen. Für uns ist
das existenziell wichtig.»
Bisher war nicht bekannt, wie

ein Schutzkonzept für grosse
Sportveranstaltungen aussehen
könnte. Nun liegt der «NZZ am

Verfügung stehen. Das ist die
neue, desinfizierte Realität des
Schweizer Sports.
Wer die Schutzbestimmungen

nicht einhält, soll vergleichsweise
hart bestraft werden. Personen,
die andere anspucken oder ab-
sichtlich anhusten, müssen mit
zwei Jahren gesamtschweizeri-
schem Stadionverbot rechnen.
Wer das Stadion besucht, obwohl
er nachweislich an Covid-19 er-
krankt ist, soll mit einem drei-
jährigen Stadionverbot bestraft
werden.
Denis Vaucher, der Direktor

der Eishockeyliga, bestätigt die-
ses Konzept auf Anfrage. Es
handle sich dabei um eine Rah-
menvorgabe der Liga – für jedes
Stadion werde zurzeit noch
ein zusätzliches, individuelles
Schutzkonzept vorbereitet.

«Wirwissen zuwenig»
Vaucher hat die Pläne der Liga-
führung bereits dem Vorsitzen-
den der Konferenz der Schweizer
Kantonsärzte vorgelegt und posi-
tive Signale erhalten. Die Vertre-
terin der Konferenz der Gesund-
heitsdirektoren habe skeptischer
reagiert. Und aus demBundesamt
für Gesundheit seien die Rück-
meldungen geteilt. Denis Vaucher
sagt: «Politische Demonstratio-

DerProfisport kämpftdafür, baldwieder vor vielenZuschauern spielen
zudürfen.DieEishockeyliga setzt aufHygieneundharteStrafen

nen sind inzwischenwieder ohne
Einschränkungen erlaubt, sofern
Masken getragen werden. Im
Sport demonstrieren Fans für ihre
Mannschaften. Ich verstehe
nicht, worin sich diese zwei Ver-
anstaltungen in ihrer Art unter-
scheiden sollen.» Das ist eine
Position, die der Profisport schon
seit einiger Zeit vertritt – bisher
erfolglos.
Um diese Position weiter zu

unterlegen,will die Eishockeyliga
gemeinsam mit Swiss Olympic
und dem Bundesamt für Sport
eine wissenschaftliche Studie
machen, die herausfinden soll, ob
regelmässige Stadionbesucher
häufiger von Covid-19 betroffen
sind als der Rest der Bevölkerung.
Denis Vaucher sagt: «Bisher wis-
senwir schlicht zuwenig über das
Virus. Deshalb erachte ich es
nicht als sinnvoll, gewisse Veran-
staltungen einfach prophylak-
tisch zu verbieten.»
Nach dem Entscheid des Bun-

desrats amMittwoch soll das vor-
liegende Schutzkonzept am Frei-
tag von den Eishockeyklubs ver-
abschiedetwerden. GrosseOppo-
sition erwartet Denis Vaucher
nicht, er spüre eine grosse Bereit-
schaft, mitzuhelfen. Den Klubs
des Schweizer Profisports bleibt
auch gar nichts anderes übrig.

Sonntag» der Entwurf der Eis-
hockeyliga vor. Das sechzehnsei-
tige Papier gibt eine Ahnung da-
von, wie der Zuschauersport in
Zukunft funktionieren könnte.

Gästesektoren schliessen
Im Stadion soll eine generelle
Maskenpflicht gelten. Die Steh-
plätze werden geschlossen (oder
zu Sitzplätzen umgebaut), damit
die Veranstalter einfacher nach-
vollziehen können, wer sich über
längere Zeit nebenwemaufgehal-
ten hat. Das führt zum Beispiel
dazu, dass der SCBern, der Eisho-
ckeyklub mit dem grössten Sta-
dion in der Schweiz, statt maxi-
mal 17000 nur noch ungefähr
10500 Plätze anbieten könnte.
Die Gästesektoren werden in
allen Stadien geschlossen. Cho-
reografien von Fans, die einen
ganzen Sektor abdecken, sind
verboten. Generell wird den Fans
empfohlen, auf Choreografien zu
verzichten.
Das Schutzkonzept der Eis-

hockeyliga ist von einem bemer-
kenswerten Detailgrad. So sollen
laut dem Papier etwa die Dreh-
kreuze bei der Eintrittskontrolle
«in kurzen Zeitabständen» desin-
fiziert werden, «in der Regel alle
10 Minuten». Zudem sollen «ge-
nügend Einmalhandschuhe» zur

MARC SCHUMACHER / FRESHFOCUS

Bald sollenwiedermehr Fans ins Stadion dürfen: Szenerie beim Testspiel Kloten gegen Davos. (Kloten, 7. August 2020)

Maskenpflicht füralle

Parlamentarier antworten auf
die Kakofonie zwischenBund
undKantonen. Sie fordern
eine neueKrisenorganisation
undmehrDigitalisierung.
AndreaKučera,
LaurinaWaltersperger

Hans Stöckli ist unzufrieden:
«Wir wissen in diesem Land bes-
ser Bescheid über sämtlicheKühe
und Ziegen als über die eminent
wichtige Frage, wo und wie sich
die Leutemit Corona anstecken»,
sagt der Ständeratspräsident. Er
ist mit seinem Ärger nicht allein.
Das Datenchaos beimBundesamt
für Gesundheit, die Kakofonie
zwischenBundundKantonen so-
wie die Engpässe bei medizini-
schen Gütern zu Beginn der
Corona-Krise rufen die Parteien
auf den Plan: Sie fordern Refor-
men im Epidemiengesetz und im
Gesundheitssystem. Es brauche
dringendmehr regionale Abspra-
chen, lautet der Tenor.
Amkonkretestenwird die FDP:

«Das Hin und Her der vergange-
nenWochen hat gezeigt, dass der
Föderalismus in der Krise klar an
seine Grenzen stösst», sagt Ge-
sundheitspolitiker Philippe Nan-
termod. Der Walliser Nationalrat
hat zusammen mit der Partei in
der Sommerpause zwei Positions-
papiere zur Gesundheitskrise
ausgearbeitet. Darin fordern die
Freisinnigen ein permanentes
nationales Krisen-Koordinations-
zentrum, in dem neben der Poli-
tik auch dieWissenschaft und die
Wirtschaft vertretenwären.
Die Idee stösst über die Partei-

grenzen hinaus auf Interesse:
«Die SP unterstützt die Forderung
nach einem neuen Steuerungs-
gremiumauf Bundesebene», sagt
SP-Nationalrätin Barbara Gysi aus
St. Gallen. Es sei aber wichtig,
dass die Kantone in diesen Kri-
senstab eingebunden würden,
damit der Austausch künftig bes-
ser funktioniere. Dieser Meinung

ist auch der Obwaldner CVP-
Ständerat Erich Ettlin. Er sitzt in
der ständerätlichenGesundheits-
kommission: «Bund, Wissen-
schaft und Kantone sollen in
einer solchen Struktur vertreten
sein, die im Ernstfall nur noch
hochgefahren werden müsste»,
sagt er. Nationaler Epidemie-
Krisenstab Ja oder Nein –mit die-
ser Frage befassen sich derzeit
auch die Geschäftsprüfungskom-
missionen (GPK) der beidenRäte.
«Wir evaluieren imRahmenunse-
res Auftrags zur Aufarbeitung des
Krisenmanagements der Behör-
den, ob es ein solches Gremium
braucht», sagt GPK-Präsidentin
Maya Graf, Ständerätin der Grü-
nen aus Baselland. Eins steht für
sie bereits fest: «Die jüngsten Ein-
zelläufe der Kantone sowie die
unterschiedlichen Aussagen von
Bund und Kantonen verun-
sichern die Bevölkerung.»
Handlungsbedarf orten die

Politiker aber nicht nur bei der
Führung, sondern auch im Be-
reich der Digitalisierung. «Durch
fehlerhafte Statistiken hat uns
diese Krise drastisch vor Augen
geführt, wie wir im Gesundheits-
wesen die Digitalisierung ver-
passt haben», sagt die Aargauer
CVP-Nationalrätin Ruth Humbel.
Sie fordert, dass ein Massnah-
menplan zur digitalen Transfor-
mation im Gesundheitsbereich
ins Legislaturprogramm aufge-
nommenwird. Auch die FDPwill
eine Beschleunigung der Digitali-
sierung. «Das elektronische
Patientendossiermuss zumStan-
dard werden», heisst es in ihrem
Positionspapier.
Nach der Sommerpause wird

der Politbetrieb nunwieder hoch-
gefahren; Montag und Dienstag
etwa trifft die ständerätliche Ge-
sundheitskommission Gesund-
heitsminister Alain Berset und
Vertreter der Kantone zu einer
Aussprache. «Die Fragen werden
auch kritisch sein», kündet CVP-
Ständerat Ettlin an.
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Warnt vor Verunsicherung:Maya Graf. (Bern, 11. März 2020)
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Zwei Velomechanikerwollen
in die SiedlungKronenwiese
ziehen. Dochdie Stadt
verweigert ihnendenVertrag.
RenéDonzé

Die Wohnsiedlung Kronenwiese
in Zürich gilt als Vorzeigeprojekt
der Stadt in Sachen 2000-Watt-
Gesellschaft. Das Minergie-Ge-
bäudemit seinen 99Wohnungen
hat Solarzellen auf dem Dach,
aber keine Tiefgaragenplätze im
Keller. «Dies ist ein Bekenntnis zu
einer nachhaltigen Mobilität»,
schreibt die Stadt auf ihrer Web-
site. Nun aber verhindert die
städtische Liegenschaftenverwal-
tung imDepartement des Grünen
Daniel Leupi, dass ausgerechnet
hier ein Veloladen entsteht.

Marcel Eichmann, der Inhaber
des nahenVelo67,wollte gemein-
sammitMartinHunkeler, der alte
Velos rezykliert, die Räumlichkei-
ten vonMöbelMilo übernehmen.
«Wir waren uns bereits handels-
einig und hätten auch das Inven-
tar vonMilo übernommen», sagt
Eichmann. 60000Franken hätte
er bezahlt. Auch der städtische
Liegenschaftenverwalter signali-
sierte gemäss Eichmann sein Ein-
verständnis. Dann aber sei die
Absage der Stadt «ohne Begrün-
dung» gekommen. Für Eichmann
und Hunkeler, die am neuen
Standort expandieren wollten,
eine Ernüchterung.Wie sie sagen,
erfolgte die Absage, weil der In-
haber des nahen Veloateliers bei
der Stadt interveniert hatte – aus
Angst vor der Konkurrenz.Weder
der Betreffende noch dessen
Vermieterin wollten auf Anfrage
dazu Stellung nehmen.

Eine Begründung liefert hin-
gegen die Stadt: «Der Entscheid
erfolgte nach sorgfältiger Ab-
wägung», schreibt eine Spreche-
rin des Finanzdepartements.
«Weil sich in unmittelbarer Nähe
des erwähnten Lokals bereits ein
Veloladen befindet, würde eine
Vermietung an einenweiterenVe-
loladen der gewerblichen Vielfalt
innerhalb der Branche und im
Umfeld widersprechen.» Das
wäre nicht vereinbarmit der städ-
tischen Gewerbestrategie.

Die Begründung hat einen Ha-
ken: Eichmann und Hunkeler
haben ihre Läden heute bereits in
diesem Quartier, unweit des
neuen Standorts. «Mit demneuen
Laden wäre also keine neue Kon-
kurrenz entstanden», sagt Eich-
mann. «Zudem bedienen wir ein
ganz anderes Kundensegment als
das Veloatelier.» Die Stadt sucht
nun nach einer neuen Mieterin.
Das Inventar des Möbelladens
musste sie selber übernehmen.

Zürich
verhindert
Veloladen in
Ökosiedlung

RenéDonzé

Es sei ein «ziemliches Gerangel»
im Gange, sagt ein Mittelschul-
rektor. Von einem «Verteilkampf»
spricht ein Lehrer. Die Fächer an
denGymnasienwürden «pulveri-
siert», kritisiert eine Lehrerin. Die
Rede ist vom Projekt «Gymna-
sium 2022», mit dem der Kanton
Zürich seine Mittelschulen neu
aufstellen will. Die Rede ist aber
auch von einem landesweiten
Projekt, das ebenfalls eine Neu-
ausrichtung der Gymis anstrebt.
Es geht umdie Frage,was dieMit-
telschüler lernen sollen, welche
Fächer wie gewichtet werden.

Konkret wird die Diskussion
nun im Kanton Zürich, wo die
Bildungsdirektion die Stunden-
tafeln für das Untergymnasium
vereinheitlichen undneudefinie-
ren will. Auslöser war der Lehr-
plan 21, der bereits an der Volks-
schule gilt. Dem muss sich das
Untergymnasiumanpassen, da es
die Schuljahre 7 und 8 umfasst:
Zum einen wird das Fach Infor-
matik eingeführt, zum anderen
«Religionen, Kulturen, Ethik»,
gleichzeitig sollen die Mint-
Fächer (Mathematik, Informatik,
Naturwissenschaften, Technik)
1,5 Lektionenmehr erhalten.

«Google Earth» reicht nicht
Dass da an anderen Orten Ab-
striche gemacht werdenmüssen,
liegt auf derHand. Bisherwar vor
allem der Lateinunterricht im Vi-
sier, der nun imUntergymnasium
von rund4,6 auf 3Wochenlektio-
nen abgebaut wird. «Ich bin ent-
täuscht», sagt Lucius Hartmann,
Präsident des Vereins Schweizeri-
scher Gymnasiallehrerinnen und
-lehrer und selbst Lateinlehrer an
der Kantonsschule Zürcher Ober-
land. Andererseits könne man
auch froh sein, dass das Fach
nicht ganz abgeschafft wurde,
wie es auch schon Themawar.

Harte Kritik kommt hingegen
von einer anderen – eher uner-
warteten – Seite: den Geografie-
lehrerinnen und -lehrern. Ihr
Fach wird am Untergymnasium
zurückgestutzt, minimal zwar
nur, von durchschnittlich 1,8 auf
1,5 Lektionen proWoche. Auf die
zwei Jahre Untergymnasium ver-
teilt aber bedeute das einen Ab-
bau von rund 17 Prozent rechnet
Lehrerin Ursula Zehnder vor, die
sich für ihre Fachschaft stark-
macht. Demgegenüber könne die
Geschichte jedoch ihren Bestand
wahren, moniert sie. «Es gibt
ebenmehr Historiker an den ent-
scheidenden Stellen.»

Viele Leute hätten ein veralte-
tes Bild ihres Fachs. «Geografie ist

ReligionaufKostenderGeografie

nichtHauptstädte auswendig ler-
nen», sagt Zehnder. «Man kann
uns nicht einfach durch Google
Earth ersetzen.» InGeografie gehe
es umvernetztes Denken, umBil-
dung für eine nachhaltige Ent-
wicklung und auch umpolitische
Bildung. Ein Abbau ausgerechnet
hier sei anachronistisch. «Bildung
im 21. Jahrhundert braucht mehr
Geografie, das heisst mehrWelt-
verständnis.»

Sorgen macht sich auch die
Universität. «Wir befürchten
einen schleichenden Abbau an
den Gymnasien», sagt Christian
Berndt. Er ist Professor für Geo-
grafie an der Uni Zürich und war
bis im Juli Institutsleiter. Er will
sich gemeinsam mit den Gymi-
lehrern engagieren. «Schliesslich
werden in unserem Fach Zu-
kunftsfragen behandelt.»

In der nun laufenden kantona-
lenVernehmlassung schlagen die
Geografen vor, auf das neue Fach
«Religionen, Kulturen, Ethik» zu
verzichten, weil diese drei The-

men eine Querschnittsaufgabe
fast aller Fächer darstellen. Und
wenn schon einAbbau zugunsten
des neuen Fachs sein müsse,
dann bitte gleichmässig bei Geo-
grafie und bei Geschichte.

Politik will eingreifen
Inzwischen ist auch die Politik
hellhörig geworden. Christoph
Ziegler, Präsident der kantonsrät-
lichenBildungskommission, sagt,
der Abbau des Lateins sei nach-
vollziehbar, jener bei Geografie
hingegen nicht. «Wir werden das
genau beobachten und allenfalls
eingreifen», sagt der grünliberale
Politiker und Seklehrer. Im zu-
ständigenAmt der Bildungsdirek-
tion kann diese Woche niemand
Auskunft geben zum Stand des
Projekts. Fachleute verweisen
darauf, dass jedes Gymnasium
noch eine Anzahl Lektionen in
Eigenregie verteilen könne, even-
tuell auch an die Geografie.

Klar ist jetzt schon, dass die
Debatte in Zürich erst ein Vorge-

schmack ist auf das, was auf
nationaler Ebene auf die Bil-
dungspolitik zukommt. Die Erzie-
hungsdirektorenkonferenz will
denRahmenlehrplan der Gymna-
sien überarbeiten. Dieser betrifft
die Obergymnasien. Es geht unter
anderem um die mögliche Ein-
führung von Informatik und
«Wirtschaft und Recht» als
Grundlagenfächer. Auch hier
werden andere Fächer wohl Ab-
strichemachenmüssen.

Lucius Hartmann, oberster
Gymilehrer der Schweiz, ist an
diesem nationalen Projekt betei-
ligt. «Wir wollen einen Verteil-
kampf vermeiden», sagt er. Ob
das gelingt, ist offen. «Es könnte
sein, dass die Geografen ihre
Dotationen halten können, wenn
sie sich dazu verpflichten, Bil-
dung für nachhaltige Entwick-
lung explizit in ihren Lehrplan
aufzunehmen.» Genaueres weiss
man im nächsten Frühling. Dann
sollen die nationalen Vorschläge
in die Vernehmlassung gehen.

DieGymnasienerhaltenneueLehrpläne inder ganzenSchweiz. InZürich ist dasProjekt
schonweit fortgeschritten.DieGeografenwehren sich gegeneinenAbbau ihresFachs
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Informatik drängt andere Fächer zurück: Mittelschüler sitzen vor einemGlobus. (Solothurn, 15. Mai 2018)

«Es gibt ebenmehr
Historiker anden
entscheidenden
Stellen», sagt die
Geografielehrerin.

Verein «Jagdgesetz NEIN», Dornacherstr. 192, 4018 Basel jagdgesetz-nein.ch

Der Schweiz. Forstverein, das Bergwaldprojekt und Pro Silva sagen NEIN. Ebenso alle
Schweizer Natur- und Tierschutzorganisationen sowie zahlreiche National- und Ständeräte
aus allen Lagern. Und die Parteien EVP, FDP AG/BE, CVP GE, Grünliberale, Grüne Partei, SP.

27. Sept. 2020

Umdenken, jetzt!
Abschuss-Gesetz Nein

Töten statt
schützen?

Plastik statt Natur?
Heute müssen Förster mit unendlicher
Arbeit und millionenschweren Schutz-
massnahmen Jungbäume vor dem
zerstörerischen Wildfrass retten. Mit
Tausenden von Plastikhüllen, Gittern und
Zäunen.

Luchs und Wolf sichern den Bergwald

Bergwälder schützen vor Lawinen. Aber nur,
wenn sie gesund sind. Mit dem Klimawandel
ist dies immer mehr in Gefahr. Darum sind
artenreiche und stabile Wälder gefragt. Doch
Rehe und Hirsche fressen die Jungbäume
grossflächig an.

Die einheimischen Jäger Luchs und Wolf regu-
lieren die Wildhuftiere auf natürliche Weise.

Darum sagen Förster in Berg und Tal
NEIN zu diesem missratenen Abschuss-Gesetz.

VVVon Martin Kreiliger, Forstingenieur ETH, Geschäftsführer Bergwaldprojekt, Trin/Disentis
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